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Zur Regelung der Fiſchereirechte und deren Ausübung. 
Von Dr. Alexander Freih. v. Neupauer, k. k. Bezirkscommiſſär. 


Die Frage der Regelung der Fiſchereirechte und deren Aus 
übung wird immer acuter und Regierung und Volksvertretung ſchicken 
ſich an, dieſelbe einer gedeihlichen Löſung zuzuführen. 

Bei der Verſchiedenheit der Meinungen über die diesfalls ein- 
zuſchlagenden Wege kann es nicht unintereſſant ſein, dieſe Angelegenheit 
einer Erörterung zu unterziehen. 

Wie bei vielen Landesculturfragen dürſten auch bei der vor— 
liegenden von Seite der Reichsgeſetzgebung nur die leitenden recht 
lichen Principien y feſtzuſtellen fein, während es der Landesgeſetzgebung 
zu überlaſſen wäre, die näheren Details und Ausführungsbeſtimmungen 
zu normiren; denn es handelt ſich hiebei um die Berückſichtigung von 
gegebenen thatſächlichen Verſchiedenheiten der einzelnen Lander, welche 
in der in Rede ſtehenden Frage inſoferne ſchwerer wiegen, als einer— 
ſeits die hydrographiſche Beſchaffenheit des Gebietes von weſentlicher 
Bedeutung erſcheint, andererſeits aber auf den Zuſtand vor 1848 
zurückgegangen werden muß, da durch die Geſetze über die Entlaſtung 
von Grund und Boden die Fiſchereirechte nicht aufgehoben wurden, 
ſondern im status quo des Jahres 1847 verblieben 9). 

In Nachfolgendem wollen wir, ohne auf die berührte Competenz 
der Reichs- und Landesgeſetzgebung weiter einzugehen, lediglich die 
Frage betreffend die Steiermark behandeln und an der Hand von 
geſammelten ſtatiſtiſchen Daten vor Allem ein Bild der in Steier- 
mark vorhandenen, factiſchen Zuſtände geben, um dann anſchließend an 
das Beſtehende die künftige geſetzliche Regelung zu beſprechen. 

a Mit Rückſicht auf die fließenden Gewäſſer unterſcheiden wir 
in Steiermark die Gebiete der Mur, Enns, Traun, Salza, Mürz, 


) Ueber die Abgrenzung der Competenzſphären der Reichs- und Landes- 
geſesgebung auf dem Gebiete der Landescultur und ſpeciell der Fiſchereigeſetz⸗ 
gebung verweiſen wir auf die in den Nummern 3 bis 6 Jahr 1876 dieſer 
Zeitſchrift erſchienenen Auffätze. D. R. 

Ju Böhmen, Mähren und Schleſien wurden die Fiſchereirechte auf 
fremdem Grund und Boden durch die Grundentlaſtungsgeſetze aufgehoben (vgl. 
Peyrer: Fiſchereibetrieb und Fiſchereirecht in Oeſterreich S. 134 ff.). D. N. 


Raab mit der Ilz und Feiſtritz, der Safen, Lafnitz und Pinka, der 
Kainach, der Drau, Sann, Save und Sottla. 

An Seen find der Auſſee, Grundl-, Leopoldſteiner, Gais⸗ 
horner, Erlaf- und Grüne-See in Tragös und außerdem noch einige 
kleinere Hochgebirgsſeen zu erwähnen. 

Die wenigen vorhandenen Teiche ſind Privatteiche. 
| In den Flüſſen und Bächen und deren Nebengewäſſern ſind 
| größtentheils fiſchereiberechtiget die dermaligen Beſitzer früherer Domi- 
nien; in der Traun und theilweiſe Salza das Forſtärar, und zwar in 
der Art, daß denſelben größere Strecken entweder der ganzen oder 
halben Breite nach als Fiſchwaſſer gehören. 

Fiſchereiberechtigungen der Gemeinden kommen nur ansnahms⸗ 
weiſe vor, ebenſo auch Fiſchereiberechtigungen der Uferanrainer, und 
zwar letztere nur in den kleinen Seitenbächen. 

Auch Mitfiſchrechte gibt es, und zwar ohne örtliche Begrenzung 
der Breite, jedoch näher bezeichnet entweder durch die Art der ge— 
ſtatteten Fangzeuge, z. B. nach der Größe der Netze, oder beſchränkt 
auf gewiſſe Zeiten. 

In den künſtlichen Ableitungen, z. B. Werkscanälen, gehört das 
Fiſchereirecht entweder dem Eigenthümer der Ableitung oder aber 
dem Hauptwaſſerberechtigten, d. h. Denjenigen, dem das Fiſchrecht in 
jenem Waſſer zuſteht, aus welchem die Ableitung entnommen wurde. 

Freifiſcherei, d. h. wo Jedermann zu fiſchen befugt iſt, kömmt 
nur in der Sottla und hie und da in den ganz kleinen Bächen vor, 
und zwar eigentlich nicht als Freifiſchereirecht, ſondern nur als factiſcher 
Zuſtand der Rechtsloſigkeit, weil fich entweder Niemand um die ſpärliche 
Fiſcherei kümmert, oder weil die Strecke ob ihrer geringen Rentabilität 
vom Berechtigten verlaſſen wurde. 

Die Fiſcherei in den Seen befindet ſich meiſtens in der Hand 
eines Fiſchereiberechtigten; in den kleinen Hochgebirgsſeen im Beſitze 
der gegenwärtigen Eigenthümer ehemaliger Dominien. 

Nur der Gaishorner See iſt in Parcellen getheilt und ſteht den 
bezüglichen Parcellenbeſitzern das Fiſchrecht ohne weitere Regelung zu. 

In den Privatteichen gehört die Fiſcherei ohne jede Einſchränkung 
dem betreffenden Grundeigenthümer als Ausfluß des Eigenthumsrechtes. 

Fiſchereiberechtigungen in fremden Privatbächen gehören zu den 
Ausnahmsfällen ). 

Ein eigentlich gewerbsmäßiger Betrieb der Fiſcherei iſt in Steier- 
mark nicht zu finden. Dieſelbe wird von Seite der Berechtigten ge— 
wöhnlich im Wege der Verpachtung ausgeübt, und zwar in der Weiſe, 
daß die einzelnen Pächter wieder Afterpachtungen abſchließen. 

Berechtigungen auf Fangvorrichtungen, welche dem Fiſchſtande im All— 
gemeinen ſchädlich wären, z. B. mittelſt Selbſtfängen, Zannen, exiſtiren nicht. 


Welche Bäche als Privatbäche anzuſehen ſind, iſt ſchwer zu beantworten. 
(Vgl. Peyrer, öſterreichiſches Waſſerrecht, Erläuterungen zu den 88 3 und 5.) 
In der Regel ſteht in Steiermark auch in den Privatbächen die Fiſcherei⸗ 
berechtigung den Beſitzern früherer Dominien zu, auch wenn ihnen die Privat 
bäche ſelbſt nicht gehören. Deu 


Das Betreten der Ufergründe durch die Fischer wird überall 
gegen oder ohne Eutſchädigung geduldet. Die eigentliche Servitut 
des Fiſcherſteiges erſcheint nur vereinzelt. 

Dieſe Fiſchereirechte erſcheinen vielfach als Nutzungsrechte theils 
in der Landtafel, den Urbarien, Grundbüchern eingetragen, theils aber 
durch Privaturkunden nachweisbar. 

Oft ſteht dem Ausübenden auch nichts anderes zu Gebote, als 
die Berufung auf den längeren Beſitz, in manchen Fällen geſtört durch 
Aumaßungen Anderer. 

Frägt man nun um das beſtehende materie lle Recht für 
dieſes ganze Gebiet, jo müſſen wir uns mit $ 295 und § 383 a. b. 
G. B. begnügen. 

Der erſtere Paragraph ſpricht nur von den Privatteichen, und 
der letztere verweiſet uns wieder auf die politiſchen Geſetze, welche 
einzig und allein mit den längſt in Vergeſſenheit gerathenen veralteten 
Fiſchereiordnungen aus dem 18. Jahrhunderte antworten. 

Daß bei dieſer mangelhaften Codification des materiellen Rech— 
tes und bei der vollkommenen Geſetzloſigkeit bezüglich des Schutzes und 
der Ausübung der Fiſcherei das Bedürfniß nach geſetzlicher Fixirung 
der rechtlichen Verhältniſſe der Fiſcherei und nach Erlaſſung von Be⸗ 
ſtimmungen über deren Schutz und Ausübung immer dringender wird, 
iſt begreiflich, und bedarf insbeſondere für den Betheiligten keiner 
weiteren Begründung. | 

Von vielen Seiten wird die Ablöſung der Fiſchereirechte 
empfohlen. Für Steiermark dürfte jedoch die Ablöſung nicht noth— 
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geſchloſſen find, ($ 4, Abſatz a, b und c des Reichs- und Landes⸗ 
Waſſerrechtsgeſetzes) und zwiſchen fließenden Gewäſſern (§ 4, Ab⸗ 


ſatz d und $ 5 des obigen Geſetzes). 


Das Fiſchereirecht bezüglich beider Arten von Gewäſſern wäre 
jedenfalls als ein Nutzungsbefugniß des Eigenthümers des Gewäſſers 
und beziehungsweiſe des Grundſtückes zu erklären. 

Nur drängt ſich hier die Frage auf, ob die Ausübung dieſes 
Nutzungsrechtes in den fließenden Privatgewäſſern (8 4 Abſatz ah und 
§ 5 des Waſſerrechtsgeſetzes), inſoferne nämlich nicht eine genügend 
große Strecke einem Grundeigenthümer gehören ſollte, nicht vielleicht 
den Ortsgemeinden zuzuweiſen wäre, und zwar gegen entſprechenden 
Antheil der Eigenthümer an dem jährlichen Reinertrage der Fiſcherei. 

Eine Ausnahme ſollte jedoch für die künſtlichen Ableitungen aus 
einem anderen Gewäſſer, wie Werkscanäle, gemacht werden, in welchen 
das Fiſchrecht dem Fiſchereiberechtigten jenes Gewäſſers zuzuſprechen wäre, 
aus welchem die Leitung entnommen wurde, vorausgeſetzt, daß nicht 


von Anderen bereits erworbene Rechte entgegenſtehen. Dies deshalb, 
weil hiedurch das Verbot der Verunreinigung von Gewäſſern durch den 
Fiſchen ſchädliche Induſtrieabfälle am Nachdrücklichſten unterſtützt würde. 


Wäre nun durch die Normirung derartiger Beſtimmungen einmal 
ein feſter Rechtsboden geſchaffen, der praktiſch durch die Anlegung eines 
Kataſters geſichert werden könnte, ſo dürften Beſtimmungen über die 
Ausübung und den Schutz der Fiſcherei genügen, um den Anforderungen 
zu entſprechen, welche in einer Wirthſchaftsfrage an die Geſetzgebung 
geſtellt werden können. 


wendig fein ), da eiuerſeits, wie oben bemerkt, Fiſchereirechte in frem⸗ 
den Privatgewäſſern, ausgenommen in Werkscanälen, nicht vorkommen, 
und andererſeits die Regelung der Ausübung der beſtehenden Fiſcherei— 
rechte vom Standpunkte des national⸗ökonomiſchen Intereſſes unter 
Wahrung dieſer Rechte durch Schaffung von Legalſervituten (S 364 
a. b. G. B.) ohne jede Ablöſung erreicht werden kann. | 

Selbſtverſtändlich hat ſich das neue Fiſchereigeſetz an die Be 
ſtimmungen des Waſſerrechtsgeſetzes über die rechtliche Eigenſchaft der Ge⸗ 
wäſſer (8 1 bis 6 des Reichsgeſetzes vom 30. Mai 1869, R. G. Bl. 
Nr. 93) anzuschließen >). 

Wir haben demnach die Frage der Fixirung der recht⸗ 


lichen Verhältniſſe der Fiſcherei vom doppelten Geſichtspunkte 


aus zu erörtern, nämlich bezüglich der öffentlichen und der Privat— 
gewäſſer. 

Von abſolutem Uebel iſt nur jener Zuſtand, wo entweder kein 
bejtimmter Berechtigter vorhanden, oder aber das Recht beſtritten 
erſcheint. Wie wir geſehen, ſind in Steiermark theils die Beſitzer früherer 
Herrſchaften oder größerer Gutscomplexe, theils Gemeinden als ſolche 
fiſchereiberechtigt. 

Um nun vor Allem bezüglich der öffentlichen Gewäſſer einen 


Auf dieſer ſicheren Baſis des geſetzlich geſchützten Rechtszuſtandes 
muß alle weitere Entwicklung der Privatthätigkeit überlaſſen bleiben, 
unterſtützt durch ein vernünftiges Eingreiſen der Verwaltung. 

Dies über die Regelung der Fiſchereirechte. 

Nun zur Ausübung und zum Schutz derſelben. 

Die den Gemeinden zugewieſenen Fiſchereirechte dürften wie bei 
der Jagd von denſelben nur im Verpachtungswege ausgeübt werden, 
und wäre vielleicht, um zu ſtarken Zerſtückelungen vorzubeugen, die Be— 
ſtimmung zu treffen, daß kleine Gemeindefiſchwäſſer von den angrenzen— 
den Fiſchereiberechtigten bei jonftigem Verluſte ihres eigenen Rechtes 
gepachtet werden müſſen. 
| Das dem Fiſchſtande durch die gegenwärtige Ausübung haupt⸗ 
ſächlich Schädliche beſteht darin, daß die Berechtigten ihre Rechte nach 
kleinen Theilen verpachten und die Pächter dann wieder weitere After— 
verpachtungen vornehmen. 

Aus wenigen Berechtigten wird demnach ein ganzes Heer von 
Fiſchern, welche wenig bekümmert um die Zukunft und nur, ihren momen⸗ 
tanen Vortheil berückſichtigend, das Fiſchwaſſer in der ſchonungsloſeſten 
Weiſe ausbeuten. 

Eine Beſtimmung, wonach derartige Pacht- und Afterpachtverträge 


ſicheren und geordueten Rechtszuſtand zu ſchaffen und jedes herrenloſe nur auf längere Zeit, etwa 10 Jahre, geſchloſſen werden dürfen, und 
oder ſtrittige Verhältniß zu beſeitigen, wäre in dem neuen Geſetze vor- bei fonftiger Ungiltigkeit und Straffälligkeit der Parteien der Ratification 
erſt folgende Beſtimmung aufzunehmen: „Das Fiſchereirecht in den der politiſchen Behörden bedürfen, wobei dann auf entſprechende Größe 
öffentlichen Gewäſſern geht überall, wo es ſeitens einer phyſiſchen oder der einzelnen Fiſchwäſſer zu ſehen wäre, dürfte dieſem Unfuge am 
juriſtiſchen Perſon nicht nachgewieſen wird, auf die Ortsgemeinde über, Beſten ſteuern. 
und zwar ohne Unterſchied des Gewäſſers.“ | Um endlich eine rationelle Ausübung der Fiſcherei zu erzielen 
An die Gemeinden ausnahmslos deshalb, weil eine Ueberwei⸗ | und gleichzeitig derſelben einen entſprechenden Schutz zu gewähren, 
fung an das Land bezüglich der ſchiff- und floßbaren Gewäſſer in dürften Normen über die Schonzeit der Fiſche, bezüglich der Laichſtellen, 
Steiermark gegenſtandslos wäre, indem in den Fluͤſſen nirgends herren- Maſcheuweite der Netze, Verbot der Verunreinigung der Flüſſe und 
loſe Fiſcherei vorkömmt; und bezüglich der kleineren Seitengewäſſer, Bäche durch den Fiſchen ſchädliche Induſtrieabfälle, Verbot des Fan- 
weil die viel koſtſpieligere Bewirthſchaftung und Ueberwachung dieſer gens mit beſtimmten den Fiſchen im Allgemeinen nachtheiligen Mitteln, 


geringfügigen Fiſcherei ſeitens des Landes in dem diesſälligen Ertrage 
wohl kaum einen Erſatz ſinden dürfte. 

Was die Brivatgewäffer betrifft, jo iſt vorerſt in Erwägung 
zu ziehen, daß der Fiſchfang außer in den Privatteichen, weder nach 
dem allg. bürgerl. Geſetzbuche ein Nutzungsrecht des Eigenthümers des 
Waſſerbeetes, noch nach den Geſetzen über das Waſſerrecht ein Nutzungs⸗ 
befuguiß Desjenigen bildet, welchem ein Privatgewäſſer gehört. 


Verbot des Verkaufes nicht ausgewachſener Fiſche, Forderung von Le- 
gitimationen für den Fiſchverkauf bei ſonſtiger Confiscation der Waare, 
Aufſtellung von beeideten Fiſchwächtern ꝛc. ꝛc. feſtzuſtellen ſein. 
Koſtſpielige, großartige Maßregeln!) können gegenwärtig nicht 
empfohlen werden, da ſich die Fiſcherei ſpeciell in Steiermark in einem 
höchſt primitiven Zuſtande befindet, und es ſich demnach vor Allem 
darum handelt, dieſelbe vorderhand ſo weit zu heben, damit von ihr 


Ein Geſetz über das Fiſchereirecht hat daher auch diesfalls Be. überhaupt als national⸗ökonomiſches Gut im eigentlichen Sinne geſprochen 

ſtimmungen zu geben, und zwar, wie erwähnt, anſchließend au die Be⸗ ö werden könne. 
ſtimmungen des Waſſerrechtsgeſetzes. Dabei haben wir jedoch zu unter⸗ | 
ſcheiden zwiſchen Privatgewäſſern, welche auf einem Grundſtücke ein- | 6) Wenn auch unter den dermaligen faſt troſtloſen Fiſchereizuſtänden 
—— | weitergehende Maßregeln, z. B. Anlegung von Fiſchſtegen, Schonrevieren u. dgl., 
) Einer anderen Anſchauung iſt Peyrer a. a. O. S. 137 ff. D. R. | feinen befonderen Erfolg haben werden, jo muß doch die Fiſchereigeſetzgebung, 
) Daß das Fiſchereigeſetz vielfach vom Waſſerrechtsgeſetze abweichende indem ſie einen beſſeren Rechtszuſtand ſchafft, zugleich auch für ſolche dieſem 
beſſeren Zuſtande entſprechende Maßregeln ſorgen und daher i Au 


Beſtimmungen aufzuſtellen habe, hat Peyrer in dem oben eitirten Aufſatze: Die { ‚entji 
Competenzſphären, an einzelnen Beiſpielen nachgewieſen. D. R. erdeiterten Geſichtskreiſe ſich bewegen. 


Auch die Schaffung von Zwangsgenoſſenſchaften ) dürfte nicht zu 


befürworten ſein. In Oeſterreich am flachen Lande, insbeſondere in den 
Alpenländern, erfreut ſich das Genoſſenſchaftsweſen überhaupt keiner 
beſonderen Beliebtheit; jeder zieht auf ökonomiſchem Gebiete die indi⸗ 
viduelle Selbſtentwicklung vor, weil er ſeine Vermögensanlagen nur ſich 
ſelbſt anvertraut, und vielleicht im Hinblicke auf die, in den letzten 
Jahren zu Tage geförderten Auswüchſe des Aſſociationsweſens nicht 
ganz mit Unrecht; verſchlingt doch die damit verbundene Regie meiſten⸗ 
theils den hiedurch erzielten Erfolg. 


Der geſetzliche Schutz der Heilquellen. 


Zu dem intereſſanten Aufſatze des Herrn Statthaltereirathes 
Ferdinand Kirchlehner in den Nummern 12 bis 16 dieſer Zeit⸗ 
ſchrift: „Der geſetzliche Schutz für Heilquellen“ theilen wir hier noch 
eine in jüngſter Zeit erfloſſene Miniſterialentſcheidung mit, welche eben- 
falls den Beweis lieferte, daß das Waſſerrechtsgeſetz, ſoweit es ſich um 
waſſerrechtliche Verhältniſſe handelt, den beſtehenden Heilquellen genügen⸗ 
den Schutz gewährt, indem es den Behörden die Möglichkeit bietet, 
Bohrungen und ſonſtige Erdarbeiten und Anlagen, welche zur Er— 
ſchließung neuer oder Erweiterung beſtehender Heilquellen dienen ſollen, 
wenn dieſelben den bereits beſtehenden Heilquellen und den daran ſich 
knüpfenden Waſſerrechten Nachtheil bringen könnten, entweder gänzlich 
zu unterſagen oder die Genehmigung an beſtimmte die beſtehenden Rechte 
ſchützende Bedingungen zu knüpfen, nach Umſtänden auch die Genehmigung 
nur unter dem Vorbehalte des Widerrufes zu ertheilen. 


Uueber verſchiedene Recurſe haben das Miniſterium des Innern vom 
eurörtlichen Standpunkte und das Ackerbauminiſterium vom Standpunkte 
des Waſſerrechtsgeſetzes dem Anton Singer in Franzensbad die Faſſung von 
vier Mineralquellen auf den ihm gehörigen Moorwieſen und die Er- 
richtung des Badehauſes in Verbindung mit dieſen Quellen nur unter 
beſtimmten zum Schutze der beſtehenden Heilquellen in qualitativer und quan⸗ 
titativer Beziehung als nothwendig erkannten Bedingungen ertheilt, als: 
1. darf bei der Erſchließung und Faſſung dieſer Quellen die unter dem 
Moorlager befindliche Sandſchichte nicht durchbrochen und dürfen die Brun⸗ 
nenſchachte in die Unterlage des Moorbodens nicht abgeteuft werden; 
2. iſt die Sammlung des aus dieſen Quellen ablaufenden Waſſers in einem 
gemeinſchaftlichen Reſervoire nur unter den natürlichen Stauungsverhält⸗ 
niſſen geſtattet. Die Förderung des Waſſers zum Badehauſe mittelſt 
Dampfpumpen iſt zuläſſig; 3. dürfen an den Quellen und bei der An- 
lage des Reſervoirs keine wie immer gearteten Einrichtungen getroffen 
werden, durch welche Waſſer aus einem tieferen Horizonte gezogen 
würde als die gegenwärtig vorhandenen vier bis fünſ Meter über dem 
Quellboden befindlichen Abflußröhren geben und es darf das Waſſer 
aus den Quellenſchächten keinesfalls durch Pumpwerke emporgehoben 
werden; 4. ſollte ſich jeınerzeit eine weſentlich qualitative und quantita⸗ 
tive Alterirung der Heilquellen von Franzensbad ergeben und der Nach— 
weis geliefert werden, daß eine ſolche Alterirung durch den Betrieb der 
neuen Badeanſtalt veranlaßt werde, ſo können von Seite der Ver⸗ 
waltungsbehörden im geſetzlich zuläſſigen Inſtanzenzuge die zur Ab— 
wendung einer ſolchen Alterirung etwa erforderlichen Maßregeln ein⸗ 
geleitet und kann, wenn eine Abhilfe in anderer Weiſe nicht erzielt werden 
könnte, erforderlichen Falles die theilweiſe oder gänzliche Einſtellung 
des Waſſerbezuges ausgeſprochen werden ). G 


) Der Verfaſſer überſieht, daß ſchon die auch von ihm empfohlene 


zwangsweiſe Verpachtung kleiner Fiſchereiſtrecken nach Art der zwangsweiſen 


Verpachtung des den Kleinbeſitzern (unter 115 Hectar) zustehenden Jagdrechtes 
eine Zwangsgenoſſenſchaft bewirkt. Auch ſonſt dürfte die Geſetzgebung den Fiſcherei⸗ 


genoſſenſchaften, wie ſie es mit Erfolg bei Waſſergenoſſenſchaften verſucht hat, 
eine größere Aufmerkſamkeit ſchenken. D. R. 


8 ) Entſcheidung vom 27. Jänner 1880, 3. 12.569, des Miniſteriums des 
Junern und Z. 12.890 des Ackerbauminiſteriums. Die maßgebenden Paragraphe 
des Waſſerrechtsgeſetzes find nach dem Normaltexte des Pey rer'ſchen Commentars 
die 85 16, 18, 79, 81, 86 und 93 beziehungsweiſe die 88 17, 19, 79, 81, 86 
und 94 des böhmiſchen Waſſerrechtsgeſetzes. 
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Mittheilungen aus der Praxis. 


Der Jagdpächter iſt zur Exſeindirung einer Jagdenclave nicht 
| berechtigt. 

O. M., welcher die der V. B. Communität zu ihrer Domäne 
G. eigenthümlich gehörigen Jagdbarkeiten, wovon in der Kataftral⸗ 
gemeinde „Hintere L . ..“ allein 2245 Joch liegen, auf längere 
Zeit gepachtet hat, wollte eine zweckmäßige Arrondirung ſeines Jagd⸗ 
complexes in der „hinteren L ...“ erzielen und pachtete auch zwei 
an die G. Jagd unmittelbar angrenzende Eigenjagdberechtigungen, wo⸗ 
durch innerhalb dieſer ſelbſtſtändigen und dem O. M. zur pachtweiſen 
Ausübung zustehenden Jagdrechte eine Enclave auf dem Grundbeſitze 
des J. H. vulgo G. in K. in der „hinteren L...“ im Flächen⸗ 
maße von 114 Joch entſtand. 

Nachdem dieſe Jagdenclave von einem mehr als 200 Joch ber 
tragenden Grundcomplexe, auf welchem dem O. M. die Jagdaus⸗ 
übung im Wege der Pachtung zuſteht, ganz umſchloſſen iſt, ſtellte er 
unterm 30. November 1879 an die Bezirkshauptmannſchaft . 
die Bitte um Ausſcheidung dieſer Enelave und um Zuerkennung des 
Jagdrechtes auf derſelben. 

Die Bezirkshauptmannſchaft gab mit Entſcheidung vom 5. De⸗ 
cember 1879, 3. 11.208, dieſem Begehren im Hinblicke auf § 2 des 
Miniſterialerlaſſes vom 31. Juli 1849, R. G. Bl. Nr. 342, keine 
Folge, da einerſeits der $ 2 obeitirten Miniſterialerlaſſes dem eine 
weniger als 200 Joch betragende Enclave umſchließenden jagdeigen⸗ 
berechtigten Grundbeſitzer auf einer ſolchen Enclave nicht das „Jagd⸗ 
recht“ einräumt, ſondern nur das Recht, dieſe Enclave vor jedem 
Anderen um einen entſprechenden Preis zu pachten, und da andererſeits 
auch dieſes Recht nur einem ſolchen Jagdeigenberechtigten zuſpricht, 
deſſen eigener 200 oder mehr Joch betragender Grundbeſitz dieſe En— 
clave ganz umſchließt. 

Im Recurswege hat die Statthalterei in G. die obige Entſchei⸗ 
dung unterm 24. December 1879, Z. 18.197, beſtätigt, weil im vor⸗ 
liegenden Falle eine Jagdenclave überhaupt nicht vorhanden erſcheint. 

Der § 2 des Miniſterialerlaſſes vom 31. Juli 1849, R. G. 
Bl. Nr. 342, erklärt nämlich jene Gründe des Gemeindejagdgebietes 
als Jagdenclaven, welche nicht genügend groß zur Eigenjagdberechtigung, 
von einem 115 Hectare oder mehr betragenden Grund- und Eigenjagd⸗ 
complexe (im Sinne des § 5 des Jagdpatentes) ganz umſchloſſen ſind. 

Dies iſt im gegebenen Falle nicht zutreffend, da der fragliche 
Grund des vulgo G. in K. der Mappe nach theils vom Jagd- und 
Grundbeſitze der Domäne G. und theils von jenem der vulgo M. in 
P. umſchloſſen erſcheint, welche Jagdgebiete ſich nur gegenwärtig, in 
Folge eines vorübergehenden Pachtverhältniſſes in der Hand eines Jagd⸗ 
berechtigten befinden. 

Das k. k. Ackerbauminiſterium hat dem gegen dieſe Statthalterei⸗ 
Entſcheidung eingebrachten Miniſterialrecurſe mit Erlaß vom 3. April 
1880, 3. 1913, keine Folge gegeben, weil, wenn auch die Zuweiſung 
der fraglichen Grundparcelle in das M'ſche Jagdrevier im Intereſſe 
einer zweckentſprechenden Jagdausübung liegen würde, es doch mit 
Hinblick auf Punkt 2 des Miniſterialerlaſſes vom 31. Juli 1849, 
R. G. Bl. Nr. 342, nicht zweifelhaft iſt, daß nur der Beſitzer eines 
200 Joch oder mehr betragenden Grundcomplexes einen von ſeinem 
Grund ganz eingeſchloſſenen fremden 200 Joch nicht betragenden Grund 
exſcindiren und die Jagd darauf pachten darf und daß der bloße Jagd⸗ 
pächter (Nichtgrundbeſitzer), welcher erſt durch die Pachtung verſchiedener 
Eigenjagdgebiete eine blos jagdliche Enclave ſchafft, zu dieſer Exſcin⸗ 
dirung nicht berechtigt iſt. 

Uebrigens bleibt es dem Recurrenten überlaſſen, entweder durch 
einen Afterpacht vom derzeitigen Pächter der Gemeindejagd, oder, falls 
dieſer hiezu nicht geneigt iſt, nach Ablauf der Gemeindejagdpachtung 
von der Gemeinde mittelſt eines beſonderen das G'ſche Grundſtück betref- 
fenden Jagdpachtvertrages die Jagd auf dieſem Grundſtücke beſonders 
zu pachten und wurde die Bezirkshauptmannſchaft angewieſen, über all⸗ 
ſälliges Begehren des Recurrenten zu dieſem Zwecke eine Vergleichs⸗ 
verhandlung anzuordnen. M. R. 


Geſetze und Berordnungen. 

1879. IV. Quartal. 
Poſt⸗Verordnungsblatt für das Verwaltungsgebiet des k. k. 
Handelsminiſteriums. 

Nr. 74. Ausgeg. am 23. October. 

Zuläſſigkeit der Verſendung von Muſtern mit Flüſſigkeiten, Fett⸗ und 
Farbeſtoffen im internen Verkehre und im Verkehre mit mehreren der dem Welt⸗ 
poſtvereine angehörigen Länder. H.⸗M. Z. 31.555. 16. October. 

Fahrpoſt⸗Tarif „Italien“. H.⸗M. Z. 33.159. 17. October. 

Dampfſchiffverbindung von Southampton nach Braſilien. H.⸗M. Z. 32.847. 


18. October. 
Nr. 75. Ausgeg. am 24. October. 


Unzuläſſigkeit der Beförderung der auf hektographiſchem, polygraphiſchem 
oder velocigraphiſchem Wege hergeſtellten Vervielfältigungen von Schriftſtücken DOW 
gegen die für Druckſachen feſtgeſetzte ermäßigte Taxe. H.⸗M. Z. 32.432. 16. October. 


Verſendung von Trauben nach der Schweiz. H.⸗M. Z. 32.926. 17. October. 

Ermächtigung des königl. ungariſchen Poſtamtes in Kaposvär zur Ver⸗ 
mittlung von größeren Poſtanweiſungen und Nachnahmen. H.⸗M. Z. 33.382. 
20. October. 


Errichtung eines Poſtamtes zu Eiſenberg in Böhmen. HM. Z. 30.672. 


Errichtung von Poſtämtern im königl. ungariſchen Poſtgebiete. H.⸗M. 
8. 30.672. 7. October. 

Nr. 76. Ausgeg. am 31. October. 

Aenderungen in dem Fahrpoft-Tarife „Niederlande“. H.⸗M. Z. 31.558. 
25. October. 

Fleiſchſendungen nach der Schweiz und im Tranſit durch die Schweiz. 
H.⸗M. Z. 33.869. 27. October. 

Nr. 77. Ausgeg. am 5. November. 

Aenderungen im Fahrpoſt⸗Tarife „Rußland“. HM. Z. 32.510. 24. October. 

Verlegung der königl. ungariſchen Poſtämter Gyöngyösmellek und Loköcsa 
aus dem Taxfelde Nr. 920 in das Taxfeld Nr. 921. H.⸗M Z. 34.389. 
28. October. 

Reactivirung des Poſtamtes Kirchheim. H.⸗M. Z. 33.772. 28. O tober. 

Nr. 78. Ausgeg. am 8. November. 

Umwandlung der bisherigen Feldpoſt⸗Anſtalten in Bosnien und der 
Herzegowina in Militär⸗Poſtämter, Aufhebung der Portofreiheit für die in diefen 
Ländern befindlichen Militär⸗Perſonen und Einführung einer ermäßigten Tax: 
für Briefpoſt⸗Sendungen, dann Aufrechthaltung der Portofreiheit für die im 
Sandſchak Novibazar dislocirten Militär⸗-Perſonen. H.⸗M. Z. 34.634. 4. November. 

Aenderung in dem im Artikel IV des Reglements zur Ausführung des 
Pariſer Weltpoſt⸗Vertrages enthaltenen Taxverzeichniſſe. H.⸗M. Z. 34.385. 
30. October. 

Poſtdampfſchiff⸗Verbindungen mit Norwegen. H.⸗M. Z. 34.721. 6. November. 

Aenderungen in den Fahrpoſt⸗Tariſen „Frankreich“ und „Niederlande“. 
H.⸗M. 3. 35.116. 3. November. 

Eircular⸗Verordnung des k. k. Reichs⸗Kriegsminiſteriums vom 25. Oc⸗ 
tober 1879, Abthg. 5, Z. 4607. Umwandlung der bisherigen Feldpoſt⸗Anſtalten in 


Bosnien und der Herzegowina in Militär⸗Poſtämter, Aufhebung der Portofrei - | 
heit für die in dieſen Ländern befindlichen Militär⸗Perſonen und Einführung | 


einer ermäßigten Taxe für Briefpoſt⸗Sendungen, dann Aufrechthaltung der Porto- 
freiheit für die im Sandſchak Novibazar dislocirten Militär⸗Perſonen. 
Nr. 79. Ausgeg. am 15. November. 
Verlängerung der Aufbewahrungsfriſt für recommandirte Retourſendungen 
nach den Vereinsländern und dem Vereinsauslande. H.⸗M. Z. 29.888. 5. November. 
Aenderung im Fahrpoſt⸗Tarife „Belgien“. H.⸗M. 3 35.416. 6. November. 
Aufſtellung einer Feldpoſt⸗Expoſitur im Sandſchak Novibazar. H.⸗M. 
8. 33.526. 9. November. 
Nr. 80. Ausgeg. am 24. November. 
Fahrpoſtſendungen nach der Inſel Sardinien. H.⸗M. Z. 35.248. 10. No⸗ 
vember. 
Nr. 81. Ausgeg. am 26. November. 
Neue Fahrpoſt⸗Tarife „Amerika, Afrika, Aſien und Auſtralien“. H.⸗M. 
Z. 35.539. 19. November. 
Aenderungen im Briefpoſt⸗Tarife „Amerika“. H.⸗M. Z. 36.387. 18. No⸗ 
vember. 
Nr. 82. Ausgeg. am 29. November. 
Verbot der Zeitſchrift „Viitorul“. H.⸗M. Z. 37.640. 27. November. 
Errichtung eines Poſtamtes zu Jeſenic bei Böhmiſch⸗Skalitz. H.⸗M. 
Z. 35.509. 21. November. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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Errichtung eines 


21. November. 


Poſtamtes zu Unter⸗Polaun. H.⸗M. Z. 36.495. 
Nr. 83. Ausgeg. am 5. December. 


Ausſchließung von Sprengkapſeln und elektriſchen Minenzündern vom 


Poſttransporte, und Einſchränkung der Beförderung von Zündhütchen. H.⸗M. 


3. 36.508. 30. November. 
Auflaffung der Poſtſtation zu Leitmeritz in Böhmen. H.⸗M. Z. 37.402, 
29. November. 
Nr. 84. Ausgeg. am 6. December. 
Beſtimmung des Agiozuſchlages zu den Präumerationsgebühren für aus⸗ 


| ländiſche Zeitungen pro 1. Quartal 1880. H.⸗M. Z. 37.532. 26. November. 


Fahrpoſt⸗Tarif „Italien“. H.⸗M. Z. 37.967. 30. November. 
Auflaſſung der Poſtſtation Scheibbs. H.⸗M. Z. 35.532. 29. November. 
Errichtung eines Poſtantes zu Ebersdorf bei Weigs dorf. H.⸗M. 3. 37.470. 


Errichtung von Poſtämtern im königl. ungariſchen Poſtgebiete. H.⸗M. 
3. 37.470. 29. November. 
Nr. 85 Ausgeg. am 11. December. 
Beitritt von Venezuela zum Weltpoſt⸗Vereine. H.⸗M. Z. 38.532. 3. De⸗ 
cember. 
Auflaſſung des Poſtamtes Pysznica. H.⸗M. Z. 37.698. 3. December. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


| (Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Cabinetsſecretär Hofrath Friedrich Freiherrn 
Gennotte v. Merkenfeld bei deſſen Penſionirung die a. h. Anerkennung 
ausdrücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben die erledigte Hofraths⸗ und Cabinetsſeeretärsſtelle 
erſter Kategorie dem mit Titel und Charakter eines Hofrathes bekleideten Cabi⸗ 
netsſecretär zweiter Kategorie Karl Ritter Hofmann v. Morathal und die 
erledigte letzte Cabinetsſecretärsſtelle zweiter Kategorie mit dem Titel und 
Charakter eines wirklichen Regierungsrathes dem Cabinetsconcipiften Hofſecretär 
Jakob Baernklan verliehen, endlich den Cabinetsconcipiſten Hofſecretär Jofef 
Kundrat zum Regierungsrathe der ſechſten Rangsclaſſe ernannt. 

Seine Ma,eftät haben dem diplomatiſchen Agenten Generalconſul erſter 
Claſſe Julius Zwiedinek Edlen v. Südenhorſt den Orden der eiſernen Krone 
zweiter Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem bisherigen Honorar-Generalcouful Ignaz 
Ba in Palermo den Stern zum Eomthurkreuze des Franz Joſef⸗Ordens 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Hofſecretär des gemeinſamen oberſten Rech⸗ 
nungshofes Franz Umlauf anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Cha⸗ 
rakter eines Sectionsrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Poſtrath Wenzel Hertaus in Trieſt zum 
Ober⸗Poſtdirector daſelbſt ernannt. 

Der Miniſter des Aeußern hat dem k. und k. Honorar⸗Viceconſul in 
Palermo Adolf Freiherrn v. Pareira-Arnſtein eine Conſularelevenſtelle 
verliehen. 

Der Finanzminiſter hat die Steuerinſpectoren Johann Jedliecka, Joſef 
Nowotny und Joſef Spulak zu Steuer⸗Oberinſpectoren der Prager Finanz⸗ 
Landesdirection ernannt. 


Soeben iſt erſchienen und in allen Buchhandlungen zu haben: 


Die üöſterr. Civiljuſtiz-Geſetzgebung 
| in den Jahren 1870 — 1880, 


Chronologische Zuſammenſtellung der in dem letzten Decennium erſchienenen, im 
Reichs geſetzblatte, in ſämmtlichen Landesgeſetzblättern, ſowie anderweitig ver: 
öffentlichten CiviljuſtizGeſetze und Verordnungen, nebſt einer Erläuterung der: 
ſelben durch die Motwe der Geſetzesentwürfe und die Entſcheidungen der ober⸗ 
ſten Gerichts- und Verwaltungsbehörden. 
Bearbeitet und herausgegeben von 
Dr. jur. Karl Frühwald. 
I. Band. Umfang 21 Bogen. Preis 2 fl. ö. W. 


Verlag der Manz'ſchen k. k. Hofverlags- und Univerſttäts⸗Buchhaudlung, 
Wien 1880. 


Dieſer erſte Band enthält 29 Geſetze (darunter u. a. das Grundbuchgeſetz, 
die Notariatsordnung, das Geſetz betreffend das Verfahren bei Anlegung und 
Ergänzung von Grundbüchern und 40 Verordnungen. Ueberdics find in dieſem 
Bande 482 Eutſcheidungen. 

Das ganze Werk, welches im Manuſcripte vollſtändig vorliegt und ſich 
unter der Preſſe befindet, wird 4 Bände umfaſſen und in regelmäßiger Reihen⸗ 
folge (alle zwei Monate je ein Band zum Subſcriptionspreiſe von 2 fl.) 
erſcheinen. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


